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Drittes Kapitel: Recht auf Besoldung

Bearbeitet von Oskar Kuntner

Begriffsdefinition

John Ruskin: Nicht was er mit seiner Arbeit erwirbt, ist der eigentliche Lohn des Menschen, sondern was er durch sie wird.
Die Lehrpersonen haben auf der Grundlage ihres öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses mit dem Arbeitgeber Staat bzw. Land Anrecht auf ein angemessenes Gehalt. Dieses Grundrecht auf angemessene Besoldung ihrer Dienstleistungen als Lehrpersonen wird generell in der Verfassung anerkannt, wo die folgende Aussage gemacht wird:

Art. 36: Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf einen Lohn, welcher der Menge und der Güte seiner Arbeit angemessen und jedenfalls ausreichend sein muss, ihm und der Familie ein freies und würdiges Leben zu gewährleisten.

Bis Anfang der neunziger Jahre wurden die verschiedenen Sachbereiche des Dienstrechtes der Lehrpersonen vorwiegend durch eigene Rechtsnormen geregelt. Mit Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Oktober 1992, Nr. 421, und mit Gesetzesvertretendem Dekret vom 3. Februar 1993, Nr. 29, wurde der Privatisierungsprozess des öffentlichen Dienstverhältnisses eingeleitet. Für die Regelung des Arbeits- und Dienstverhältnisses des Lehrpersonals finden daher die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches (5. Buch, 2. Titel, 1. Abschnitt) und die Rechtsvorschriften über das Dienstrecht der Unternehmen unter Berücksichtigung der vorgegebenen Rahmenbedingungen Anwendung. Demnach werden das Arbeitsverhältnis der Lehrpersonen, die ökonomische Behandlung sowie die Beziehungen zu den Gewerkschaften durch Kollektivverträge geregelt. Diese werden nach den Kriterien und Modalitäten abgeschlossen, wie sie im Titel III des Gesetzesvertretenden Dekretes vom 3. Februar 1993, Nr. 29, in geltender Fassung vorgesehen sind und können auch gesetzliche Bestimmungen, Verordnungen oder Statuten, die das Arbeitsverhältnis betreffen, im Sinne von Artikel 2, Absatz 2, des Gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 29/1993, abändern.

Die Durchführungsbestimmungen vom 24. Juli 1996, Nr. 434, stellten zweifellos einen Meilenstein in der Schulgeschichte Südtirols dar: Die Zuständigkeiten der Staatsverwaltung auf dem Sachgebiet der dienst- und besoldungsrechtlichen Stellung des planmäßigen und außerplanmäßigen Lehrpersonals – Inspektoren/Inspektorinnen, Direktoren/Direktorinnen und Lehrer/innen – wurden auf die Provinz Bozen übertragen. 

Erstmals bestand die Möglichkeit, für obengenanntes Personal Kollektivverträge auf Landesebene abzuschließen. Dabei mussten allerdings die Bestimmungen der staatlichen Verträge, insbesondere, was das Grundgehalt, die Einstufung in die verschiedenen Funktionsebenen bzw. -ränge sowie die sozialversicherungs- und rentenrechtliche Handhabung und weitere grundlegende Aspekte des Dienstrechtes betraf, beachtet bzw. rezipiert werden. Außerdem ist ohne Wenn und Aber die Mobilität des planmäßigen Personals auf gesamtstaatlicher Ebene absolut zu gewährleisten. Wenn eine Lehrperson sich in eine andere Provinz versetzen lässt, verliert die Lehrkraft alle normativen und ökonomischen Vorteile, die sie durch den Landeskollektivvertrag genießt.

Damit die Landeskollektivverträge rechtswirksam werden, bedurfte es bis zum Inkrafttreten der neuen Durchführungsbestimmung im Jahr 2003 des positiven Gutachtens seitens des Unterrichtsministers. Dieses bindende Gutachten garantierte die Einhaltung der Grundsätze, die in den Durchführungsbestimmungen zum Autonomiestatut enthalten sind. 

Gutachten des Unterrichtsministers vom 10. August 2000:
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Oggetto: parere vincolante del Ministro della Pubblica istruzione in ordine alle 1potesi
| di CCPL per il personale direttivo, docente ed educativo, nonché per il
personale ispettivo delle scuole della Provincia autonoma di Bolzano.

Le ipotesi di contratto in oggetto, di cui la Giunta provinciale ha
autorizzato la sottoscrizione con deliberazione n. 2779 del 31 luglio scorso, sono state
inviate a questo Ministero, per I’acquisizione del parere vincolante dell’On. Ministro ai
sensi dell’art. 7 comma 11, con nota prot. 17226 dell 1 agosto scorso pervenuta il 4
agosto scorso.

Le ipotesi di contratto in argomento non sembrano produrre effetti sul
trattamento economico fondamentale dei lavoratori del comparto interessati,
sull’inquadramento dei livelli o qualifiche funzionali, sul trattamento di previdenza e di
quiescenza, rispetto al corrispondente personale in servizio nel restante territorio dello
Stato, anche al fine di assicurare la mobilitd in ambito nazionale del personale
attualmente in servizio a Bolzano.

Per quanto rappresentato si esprime parere favorevole alla stipula dei
contratti provinciali in questione.

IL MINISTRO
Laan alirian




In der Tat führten diese gesetzten Grenzen beinahe 2 Jahre zu langwierigen Verhandlungen und Auseinandersetzungen mit den Schulgewerkschaften und dem Unterrichtsministerium. Schlussendlich konnte doch ein Kompromiss ausgehandelt werden, und es kam zum ersten Landeskollektivvertrag (LKV), der am 16. April 1998 unterzeichnet wurde. Am 15. Juli 1999 folgte ein Teilvertrag, der einige Ecken und Kanten des ersten LKV ausfeilte. Beide Abkommen brachten eine Reihe wichtiger Neuerungen sowohl im Bereich des Dienstrechtes wie auch auf dem Gebiet der Besoldung. Der am 22. August 2000 unterzeichnete Vertrag regelte einige finanzielle Fragen und sorgte dafür, dass die Lehrpersonen rückwirkend zu dem kamen, was ihnen zustand. Lieber hätte man allerdings ein Gesamtwerk mit einem stärkeren normativen Teil ausgehandelt, weil auch im neuen Vertrag Fragen offen blieben, die um die Diskussion über die Gesamtarbeitszeit der Lehrpersonen, die Qualitätsoptimierung des Unterrichtes, die Umsetzung der Autonomie, die Einführung neuer Teilzeitmodelle oder das Fort- und Weiterbildungspaket kreisten.

Mit der neuen Durchführungsverordnung (Legislativdekret Nr. 345 vom 19. November 2003) wurde das bindende Gutachten des Ministerium abgeschafft; das Unterrichtsministerium braucht nur mehr „angehört“ werden, ein Umstand, der sich in der Folge sehr positiv ausgewirkt hat auf die Kollektivverträge, die ohne größere Verzögerungen - trotz einzelner Einwände aus Rom – rechtzeitig in Kraft treten konnten.

BESOLDUNG DES LEHRPERSONALS
neu bearbeitet im Sommer 2009 von Arnold Ramoser und Walter Rier

Die Besoldung der Lehrpersonen unterscheidet sich somit seit Inkrafttreten des ersten Landeskollektivvertrages ab 01. April 1998 in:

A. Grundbesoldung aufgrund des geltenden gesamtstaatlichen Kollektivvertrages (GSKV)

B. Zusatzbesoldung aufgrund des geltenden Landeskollektivvertrages (LKV).

A. GRUNDBESOLDUNG

1. Grundgehalt:

	§ Rechtsquellen:
	GSKV 04.08.1995

GSKV 23.01.2009 – wirtschaftliches Biennium 2008-2009


Die Höhe des Grundgehaltes hängt von der Einstufung in den 7 Besoldungsstufen ab, die mit dem GSKV vom 4. August 1995 eingeführt worden sind: 

1. Besoldungsstufe: 1. – 3. Dienstjahr

2. Besoldungsstufe: 4. – 9. Dienstjahr

3. Besoldungsstufe: 10. – 15. Dienstjahr

4. Besoldungsstufe: 16. – 21. Dienstjahr

5. Besoldungsstufe: 22. – 28. Dienstjahr

6. Besoldungsstufe: 29. – 35. Dienstjahr

7. Besoldungsstufe: 36 und mehr Dienstjahre.

Die Berechnung der Dienstjahre für die Laufbahn bzw. der Aufstieg in die nächste Besoldungsstufe wird vom Schulamt mitgeteilt. Die Einstufung erfolgt bei Bestätigung in der Stammrolle, wobei alle außerplanmäßigen Jahre mit gültigem Studientitel zur Gänze für die Laufbahn anerkannt werden. Nur infolge eines Disziplinarverfahrens kann die Weiterentwicklung der Laufbahn eingestellt werden.

Hier die aktuellen Beträge des Grundgehaltes ab 01.01.2009 (Bruttojahresbeträge in Euro):

	Gehaltsposition Staat
	Grundschule
	Oberschule mit Diplom
	Mittelschule
	Oberschule

	0 - 2
	          12.940,17 
	          12.940,17 
	         14.513,59 
	         14.513,59 

	3 - 8
	         13.462,20 
	         13.462,20 
	         15.092,54 
	         15.701,72 

	9 - 14
	         15.069,96 
	         15.069,96 
	         16.985,12 
	         17.602,88 

	15 - 20
	         16.947,96 
	         16.947,96 
	         19.163,66 
	         19.948,06 

	21 - 27
	         18.770,56 
	         19.665,53 
	         21.279,24 
	        22.935,32 

	28 - 34
	20.568,79          
	         21.448,76 
	        23.354,42 
	        24.892,44 

	ab 35
	         21.907,89 
	         22.803,39 
	        24.892,44 
	        26.452,54 


2. Sonderergänzungszulage:

	§ Rechtsquellen:
	Gesetz Nr. 609 vom 06.12.1979

GSKV 24.07.2003


Die Sonderergänzungszulage wurde im Jahr 1979 mit Gesetz vom 6. Dezember 1979, Nr. 609, eingeführt, um den kontinuierlichen Anstieg der Lebenshaltungskosten zumindest teilweise abzufangen. 
Anfangs wurde sie alle drei Monate, später alle sechs Monate neu festgesetzt, und zwar bis Mai 1992. Diese regelmäßige Neufestsetzung der Sonderergänzungszulage wurde schließlich mit Rundschreiben des Schatzministers vom 5. Mai 1992, Nr. 40 endgültig abgeschafft. 

Seither ist die staatliche Sonderergänzungszulage eingefroren und sieht folgende Bruttojahresbeträge in Euro vor:

	Lehrpersonen der Grundschule
	6.384,10

	Lehrpersonen mit Diplom an der Oberschule
	6.384,10

	Lehrpersonen der Mittel- und Oberschule
	6.459,63


Die regelmäßige Anpassung an die Lebenshaltungskosten mittels einer Sonderergänzungszulage ist nicht mehr zwingend, da der besoldungsrechtliche Teil der Kollektivverträge in der Regel nur mehr zwei Jahre Gültigkeit hat. Bei stillschweigender Verlängerung des Vertrages werden die Gehälter ohnehin um die berechnete Inflation erhöht.

Ergänzend muss noch präzisiert werden, dass die Sonderergänzungszulage:

a) im gleichen Ausmaß reduziert oder ausgesetzt wird, sofern eine Kürzung oder Aussetzung des Gehaltes vorzunehmen ist

b) ab 1. Januar 1995 für die Pension anrechenbar ist

c) ab 1. Dezember 1994 für die Bemessung der Abfertigung miteinbezogen wird
d) ab 1. Jänner 2003 gemäß GSKV vom 24.07.2003 in das Grundgehalt eingeflossen ist
e) den Sozial- und Fürsorgeabgaben sowie der Einkommenssteuer unterliegt.

B. ZUSATZBESOLDUNG

1. Landeszulage:

	§ Rechtsquellen:
	Artikel 17 des Einheitstextes (ET) des LKV vom 23. April 2003

Artikel 3 des LKV vom 8.10.2008


Ziel und politische Vorgabe des ersten Landeskollektivvertrages vom 16. April 1998 war das sog. „Gleichheitsprinzip“, nach dem ein Lehrer/eine Lehrerin der Grund-, Mittel- oder Oberschule in Südtirol gleich viel verdienen sollte wie sein Kollege/seine Kollegin gleichen Dienstalters in der Landesschule. Diese Angleichung erfolgte mit der Einführung der Landeszulage, die wie das staatliche Grundgehalt in 7 Gehaltspositionen aufgegliedert ist, wobei als Grundlage für die Zuerkennung der Landeszulage die staatliche Einstufung am 01.04.1998 hergenommen wurde. In den Folgejahren wurde die Gesamtentlohnung des Lehrpersonals an die Erhöhungen der Landesgehälter angepasst, und diese Gehaltserhöhungen sind für das Lehrpersonal über die Landeszulage ausbezahlt worden.
Hier die aktuellen Beträge der Landeszulage ab 01.09.2008 - Bruttojahresbeträge in Euro (1):

	Gehaltspos. Land
	Gehaltspos. Staat
	Grundschule
	Oberschule mit Diplom
	Mittelschule
	Oberschule

	0-2
	0-2
	4.134,00
	4.134,00
	6.754,00
	6.754,00

	3-8
	0-2
	5.331,00
	5.331,00
	8.086,00
	8.086,00

	9-14
	0-2
	6.702,00
	6.702,00
	10.188,00
	10.188,00

	3-8
	 3-8
	5.331,00
	5.331,00
	8.086,00
	7.506,00

	9-14
	 9-14
	6.702,00
	6.702,00
	10.188,00
	9.409,00

	9-14 *
	 15-20
	6.802,00
	6.802,00
	10.288,00
	9.509,00

	9-14 **
	21-27
	6.902,00
	6.902,00
	10.388,00
	9.609,00

	9-14 **
	28-34
	6.902,00
	6.902,00
	10.388,00
	9.609,00

	9-14 **
	ab 35
	6.902,00
	6.902,00
	10.388,00
	9.609,00

	15-20
	 15-20
	9.280,00
	9.280,00
	13.793,00
	13.035,00

	15-20 *
	21-27
	9.380,00
	9.380,00
	13.893,00
	13.135,00

	15-20 **
	28-34
	9.480,00
	9.480,00
	13.993,00
	13.235,00

	15-20 **
	ab 35
	9.480,00
	9.480,00
	13.993,00
	13.235,00

	21-27
	21-27
	10.090,00
	10.157,00
	17.409,00
	16.759,00

	21-27 *
	28-34
	10.190,00
	10.257,00
	17.509,00
	16.859,00

	21-27 **
	ab 35
	10.290,00
	10.357,00
	17.609,00
	16.959,00

	28-34
	28-34
	11.562,00
	11.633,00
	21.013,00
	20.340,00

	28-34 *
	ab 35
	11.662,00
	11.733,00
	21.113,00
	20.440,00

	ab 35
	ab 35
	13.413,00
	13.485,00
	23.723,00
	22.208,00


	*
	Erhöhung der Landeszulage um 100,00 €

	**
	Erhöhung der Landeszulage um 200,00 €


Um einen pauschalen Ausgleich für die Unterschiede bei der Einstufung beim Staat und beim Land (Laufbahn am 01.04.1998 „eingefroren“) zu schaffen, wird die Landeszulage ab der 3. Gehaltsposition beim Land (Dienstalter 9-14 Jahre) um 100,00 € bzw. 200,00 € Brutto jährlich erhöht.  Die Erhöhung um 100,00 € betrifft jenes Personal, das beim Staat um eine Position höher eingestuft ist als beim Land (Beispiel: Einstufung Staat: 4. Gehaltsposition 15-20 Dienstjahre, Einstufung Land: 3. Gehaltsposition 9-14 Dienstjahre). Beträgt der Unterschied zwei und mehr Positionen, wird die Landeszulage um 200,00 € Brutto jährlich erhöht (Beispiel: Einstufung Staat 5. Gehaltsposition 21-27 Dienstjahre, Einstufung Land 3. Gehaltsposition 9-14 Dienstjahre).
(1) Jahresbruttobetrag, der in 10 Monatsraten (mit Ausnahme von Juli und August) ausbezahlt wird.
2. Zulage für außerplanmäßige Dienste: 

	§ Rechtsquellen:
	Art. 49 Landesgesetz Nr. 12 vom 11. August 2008

Art. 18 Landesgesetz Nr. 7 vom 9. August 1999


Mit eigener Landesbestimmung ist für das Lehrpersonal und die Führungskräfte in Südtirol die Möglichkeit geschaffen worden, außerplanmäßige Dienste ohne gültigen Studientitel, die in den Schulen staatlicher Art in der Provinz Bozen geleistet wurden, für die Laufbahn anzuerkennen. Anerkannt werden die ersten vier Jahre zur Gänze und der restliche Dienst im Ausmaß von fünfzig Prozent, während beim Staat diese Dienste nicht für die Laufbahn zählen. Da es sich hier um eine  Landesbestimmung handelt, die sich nicht auf die staatliche Grundbesoldung auswirken darf, wird diese wirtschaftliche Besserstellung über eine Zusatzvergütung ausbezahlt, die sich aus der Differenz zwischen der Gehaltsposition laut staatlicher Einstufung und der höheren Gehaltsposition aufgrund der außerplanmäßig anerkannten Dienstjahre errechnet.
3. Weitere Zusatzvergütungen: 

Mit dem ersten LKV und mit den Folgeverträgen sind einzelne individuelle Zusatzvergütungen eingeführt worden, mit denen besonderen Qualifikationen, Spezialisierungen, Studientitel in der Grundschule u.a. Rechnung getragen wird. Hier eine zusammenfassende Übersicht dazu:

a) Erhöhung der Landeszulage für wenigstens 15 Dienstjahre in der Grundschule

	§ Rechtsquelle:
	Artikel 18 ET LKV vom 23. April 2003


Lehrpersonen der Grundschulen mit unbefristetem Auftrag, einschließlich Religionslehrer/innen und Lehrpersonen mit Diplom an Oberschulen, welche wenigstens 15 effektive Dienstjahre aufweisen, erhalten auf Antrag die erhöhte Landeszulage. Der aktuelle Jahresbruttobetrag beläuft sich auf € 1.004,78; diese Zulage wird wie die Gesamtentlohnung an die allgemeinen Erhöhungen der Landesgehälter angepasst.

b) Erhöhung der Landeszulage für Spezialisierungstitel für Integrationsunterricht
	§ Rechtsquelle:
	Artikel 19 ET LKV vom 23. April 2003


Lehrpersonen, welche im Besitze von Spezialisierungsdiplom für Integrationsunterricht sind, erhalten eine Erhöhung der Landeszulage. Der aktuelle Jahresbruttobetrag beläuft sich auf € 1.004,78; diese Zulage wird wie die Gesamtentlohnung an die allgemeinen Erhöhungen der Landesgehälter angepasst.

c) Erhöhung der Landeszulage für andere Titel
	§ Rechtsquelle:
	Artikel 20 ET LKV vom 23. April 2003


Lehrpersonen aller Schulstufen, welche im Besitze eines von der Landesregierung anerkannten Doktorats oder Spezialisierungstitels sind, erhalten eine Erhöhung der Landeszulage von € 805,67. Dieser Jahresbruttobetrag wird nicht an die allgemeinen Erhöhungen der Landesgehälter angepasst.

d) Zulage für Doktorat 

	§ Rechtsquelle:
	Artikel 7 LKV vom 13. November 2002


Grundschullehrer und Lehrpersonen mit Diplom an Oberschulen im Besitze des Doktorates (5-jähriger Studiengang) erhalten auf Antrag mit Wirkung ab 01. September 2002 die Differenz zwischen der Landeszulage der Anfangsposition für das Lehrpersonal der Mittelschulen und der Anfangsposition des Lehrpersonals der Grundschulen.

Diese Zulage ist mit den anderen Zusatzvergütungen häufbar wie z. B. mit der Erhöhung der Landeszulage der Grund- und Oberschulen für 15 effektive Dienstjahre, mit der Erhöhung der Landeszulage mit Spezialisierungstitel für den Integrationsunterricht und andere anerkannte Spezialisierungstitel. Der aktuelle Jahresbruttobetrag beläuft sich auf € 2.620,00.

e) Zulage für Laureat ersten Grades
	§ Rechtsquelle:
	Artikel 5 LKV vom 08. Oktober 2008


Den Lehrpersonen an den Grundschulen und den Lehrpersonen mit Diplom an Oberschulen, im Besitz des Laureats ersten Grades (3-jähriger Studiengang) oder eines des im Sinne der geltenden Bestimmungen dem Laureat ersten Grades gleichwertig erklärten Studientitels, wird auf Antrag zusätzlich zur zustehenden Landeszulage eine Zulage im Ausmaß von 60 Prozent der Differenz der Anfangsposition der Landeszulage des Lehrpersonals der Mittelschulen und der Anfangsposition der Landeszulage des Lehrpersonals der Grundschulen ausbezahlt. Der Betrag ist mit der Erhöhung der Landeszulage gemäß Artikel 22 des ET. der LKV vom 23. April 2003 nicht häufbar. Die Zulage wird dem Personal mit Wirkung vom ersten Tag des darauf folgenden Monats nach Einreichen des entsprechenden Antrages bei der Verwaltung ausbezahlt. Der aktuelle Jahresbruttobetrag beläuft sich auf € 1.572,00.

f) Aufstieg in die 2. bzw. 3. Position der Landeszulage

	§ Rechtsquelle:
	Artikel 17 ET LKV vom 23. April 2003


Lehrpersonen mit befristetem Auftrag mit besonderen Voraussetzungen (geleistete Dienstjahre mit gültigem Studientitel, Lehrbefähigung oder Eignung für den Stellenplan, Bewertungsgespräch mit positiver Bewertung der Schulführungskraft, Eintragung in den vorgesehenen Rangordnungen) können um den Aufstieg in die 2. bzw. 3. Position der Landeszulage ansuchen und erhalten dann die Landeszulage der entsprechend höheren Position ausbezahlt. 

Lehrpersonen mit unbefristetem Auftrag können für den Aufstieg in die 2. bzw. 3. Position der Landeszulage ansuchen, wenn sie das Bewertungsgespräch mit positiver Bewertung der Schulführungskraft bei Wechsel der staatlichen Laufbahn in die 2. bzw. 3. Position erreichen.

Die restlichen Lehrpersonen, die am 1. April 1998 in die 4. bis 7. Gehaltsposition für die Berechnung der Landeszulage eingestuft wurden, verbleiben in dieser Position und haben kein Anrecht auf eine Weiterstufung.

4. Zweisprachigkeitszulage
	§ Rechtsquellen:
	Artikel 6 des Staatsgesetzes vom 13. August 1980, Nr. 454

Artikel 17 ET LKV vom 23. April 2003

Artikel 4 LKV vom 24. Oktober 2006


Die Materie der Zweisprachigkeitszulage, deren Ausmaß ab 1998 mit Landeskollektivvertrag bestimmt wird,  ist mit LKV vom 24. Oktober 2006 wie folgt neu geregelt worden: 

a) Lehrpersonen der Mittel- und Oberschulen im Besitz der Bescheinigung über die Kenntnis der italienischen und der deutschen Sprache, bezogen auf das Doktorat, wird die entsprechende Zweisprachigkeitszulage „A“ ausbezahlt; eine niedrigere Zweisprachigkeits-zulage (B, C, D) steht für den Unterricht in diesen Schulstufen nicht zu;

b) Lehrpersonen der Grundschule und Lehrpersonen mit Diplom an Oberschulen:

· im Besitz der Bescheinigung über die Kenntnis der italienischen und der deutschen Sprache, bezogen auf den Abschluss einer Sekundarschule 2. Grades: es wird die entsprechende Zweisprachigkeitszulage „B“ ausbezahlt;

· im Besitz der Bescheinigung über die Kenntnis der italienischen und der deutschen Sprache, bezogen auf das Doktorat: es wird die entsprechende Zweisprachigkeitszulage „A“ ausbezahlt, auch wenn sie in der Grundschule bzw. Oberschule mit Diplom unterrichten;

· eine niedrigere Zweisprachigkeitszulage (C, D) steht für den Unterricht in diesen Schulstufen nicht zu;

c) die Zweisprachigkeitszulage wird mit Wirkung vom ersten Tag des darauf folgenden Monats nach Einreichen des entsprechenden Antrages beim zuständigen Schulamt ausbezahlt.

Die Zweisprachigkeitszulage wird wie die Gesamtentlohnung an die allgemeinen Erhöhungen der Landesgehälter angepasst. Hier die aktuellen Jahresbruttobeträge ab 1. Juli 2008: 
- Zweisprachigkeitszulage „A“    € 2.804,31

- Zweisprachigkeitszulage „B“    € 2.340,82.

5. Dreisprachigkeitszulage
	§ Rechtsquelle:
	Artikel 24  ET LKV vom 23. April 2003


Den Lehrpersonen der ladinischen Ortschaften, von denen die Kenntnis der italienischen, deutschen und ladinischen Sprache verlangt wird, steht eine monatliche Zulage für den Gebrauch der ladinischen Sprache zu, deren Bruttobetrag 11% der monatlichen Gehaltsposition entspricht, berechnet auf das jeweilige Grundgehalt.

6. Vergütung von Überstunden

	§ Rechtsquellen:


	Artikel 5, 6, 11,12 ET LKV vom 23. April 2003

Anlage 2 LKV vom 8. Oktober 2008


Lehrpersonen, die zusätzlich zur wöchentlichen Unterrichtsverpflichtung (22 Stunden pro Woche in der Grundschule, 20 Stunden in der Mittel- und Oberschule) Unterrichtsdienst leisten (z.B. als Ersatz für abwesende Kollegen/Kolleginnen, im Rahmen von Stütz- und Nachholkursen, etc.) haben Anrecht auf die Bezahlung von Unterrichtsüberstunden. Verwaltungsüberstunden stehen hingegen Mitarbeitern/innen des/der Schuldirektors/in, Lehrpersonen für technische Dienste, Beauftragten für den Arbeitsschutz, Lehrpersonen, die Arbeiten in der Schulbibliothek übernehmen, Informatik-experten/innen sowie Lehrpersonen zu, die mit besonderen Projekten im Rahmen der zusätzlichen Tätigkeiten für den Unterricht und der Unterrichtsorganisation betraut sind. Auch für die Schulstellenleiter/innen und die Leiter/innen von Außenstellen sind eigene Kontingente von Verwaltungsüberstunden reserviert.

Seit 1.09.2009 werden je geleistete Überstunde folgende Bruttovergütungen ausbezahlt:

· je Unterrichtsüberstunde: 35,00 €
· je Verwaltungsüberstunde: 22,00 € (erhöht auf 23,00 € für die Zeit von 20.00 Uhr bis 07.00 Uhr).
Diese Stundentarife sind einheitlich und gleich für alle Lehrpersonen der Grund-, Mittel- und Oberschulen, unabhängig vom jeweiligen Dienstalter.

Eine neue Regelung gibt es ab dem Schuljahr 2007/2008 an den Oberschulen: hier werden für Schülerinnen und Schüler mit negativer Bewertung im Sommer Aufholkurse angeboten, um Lernrückstände aufzuholen und so das Urteil über die Versetzung/Nichtversetzung auf den Herbst aufzuschieben. Lehrpersonen, die diese Kurse in der Zeit nach Unterrichtsende bis zu Unterrichtsbeginn des neuen Schuljahres abhalten, erhalten eine Stundenvergütung von 50,00 € brutto.
7. Vergütung für Tätigkeiten im Rahmen des Schulprogramms
	§ Rechtsquelle:
	Artikel 13 ET LKV vom 23. April 2003


Lehrpersonen, die als Koordinatoren/innen im Rahmen des vom Lehrerkollegium genehmigten Schulprogramms tätig sind, erhalten eine jährliche Zulage von 1.000 bis max. 3.000 € brutto.
8. Vergütung für den/die Stellvertreter/in der Schulführungskraft
	§ Rechtsquelle:
	Artikel 29 ET LKV vom 23. April 2003


Der/die Stellvertreter/in der Schulführungskraft erhält eine Zulage im Ausmaß von 20 Prozent der Funktionszulage, die dem Inhaber/der Inhaberin der entsprechenden Schuldirektion zusteht. Im Falle von Schulen mit Amtsführung wird die Zulage auf 70 % erhöht. Als Bemessungsgrundlage für die Funktionszulage der Schulführungskraft gelten die Anzahl der Schüler/innen und des zugewiesenen Personals, die allfälligen Schulversuche sowie der Komplexitätsgrad der entsprechenden Schule. Bei einer Abwesenheit der Schulführungskraft von mehr als 45 Tagen steht dem/der Stellvertreter/in die volle Funktionszulage zu.

9. Außendienstvergütungen

	§ Rechtsquellen:
	Anlage 3 ET LKV vom 23. April 2003

Anlage 3 LKV vom 8. Oktober 2008


Für das Lehrpersonal der Grund-, Mittel- und Oberschulen gilt grundsätzlich dieselbe Außendienstregelung wie für das Landespersonal. Diese Regelung sieht vor, dass das Personal, das im Auftrag des/der Vorgesetzen oder mit dessen/deren Genehmigung den Dienst an einem Ort versieht, der außerhalb des ordentlichen Dienstsitzes liegt, Anrecht hat auf:

a) eine Stundenvergütung 

b) die Vergütung der Verpflegungskosten

c) die Vergütung der Fahrt- und Unterkunftskosten.

Nachdem der Staat mit Gesetz Nr. 266 vom 23. Dezember 2005 die Außendienstvergütung (Stundenvergütung) im öffentlichen Dienst abgeschafft hat (mit Ausnahme für besondere Kategorien, wie z.B. das Personal der Streit- und Polizeikräfte, die Arbeitsinspektoren/innen), musste sich auch das Land Südtirol aufgrund des Urteils des Verfassungsgerichtshofes Nr. 95/2007 an diese staatliche Vorgabe der Einsparung im öffentlichen Dienst halten. Ab 1. April 2008 steht dem Landespersonal und dem Lehrpersonal im Außendienst keine Stundenvergütung mehr zu.

Im Schulbereich wurde dann auf Druck der Gewerkschaften eine Zulage für die Begleitung von Schülerinnen und Schülern bei unterrichtsbegleitenden Veranstaltungen (Lehrausgänge, Lehrfahrten, Maturaausflüge, etc.) eingeführt, um diese Initiativen aufrecht zu erhalten. 

Im Detail stehen dem Lehrpersonal aktuell folgende Außendienstvergütungen zu:

a) Zulage für die Begleitung von Schülerinnen und Schülern bei unterrichtsbegleitenden Veranstaltungen ab der vierten Stunde im Außendienst: 2,80 € je Stunde (der Zeitraum von 30 Minuten und mehr wird zur vollen Stunde aufgerundet)

b) Rückvergütung von Verpflegungskosten, gegen Vorlage der entsprechenden Unterlagen:

· bei einem Außendienst von mehr als sechs Stunden: bis zu 25,00 € für eine Mahlzeit;

· bei einem Außendienst von mehr als 12 Stunden: bis zu einem Gesamtbetrag von 50,00 € für 2 Mahlzeiten

c) Rückvergütung von Fahrtkosten: 

· bei Benützung von öffentlichen Verkehrsmitteln werden die Kosten gegen Vorlage der Originalbelege erstattet

· bei Benützung des Privatfahrzeugs (öffentliche Verkehrsmittel sind zu bevorzugen, die Benützung des Privatfahrzeugs muss eigens genehmigt werden): 

· für Autos: dreißig Prozent des Preises für bleifreies Benzin

· für Motorräder: fünfzehn Prozent des Preises für bleifreies Benzin

d) Rückvergütung von Unterkunftskosten: die ordnungsgemäß nachgewiesenen Kosten für die Übernachtung und das Frühstück in Beherbergungsbetrieben oder für die Benützung des Schlafwagens werden vergütet; die Übernachtung hat, außer in berechtigten Ausnahmefällen, in Gasthöfen mit nicht mehr als 3 Sternen zu erfolgen

10. Prüfungsvergütungen

	§ Rechtsquellen:
	Staatsgesetz Nr. 425 vom 10. Dezember 1997, abgeändert durch Gesetz Nr. 1 vom 11. Jänner 2007

Beschluss Landesregierung Nr. 2375 vom 7. Juli 2008


Den Prüfungspräsidenten bei der staatlichen Abschlussprüfung an Mittelschulen und den Prüfungsmitgliedern und –präsidenten bei der staatlichen Abschlussprüfung an Oberschulen stehen verschiedene Vergütungen und Entschädigung zu, die jedes Jahr mit Beschluss der Landesregierung festgelegt werden.

Dazu ein Überblick mit den aktuellen Sätzen: 

a) Prüfungsvergütungen an Präsidenten und Kommissionsmitglieder der staatlichen Abschlussprüfungen an Oberschulen:

· Präsident: 1.260,00 €

· interne Kommissionsmitglieder: pro Klasse 402,00 €, für jede zusätzliche Klasse bis zu maximal 3 Klassen 402,00 € 

· Funktion als Stellvertreter des Präsidenten; 80,40 €

· externe Kommissionsmitglieder: 911,00 €

· Mitglieder der Kommission der Zulassungsprüfung zur staatlichen Abschlussprüfung für Privatisten: pro Kandidat und Fach 15,61 €, bis zu einem Maximum von 858,82 €.

b) Aufwandsentschädigungen (Pauschalvergütung) an Präsidenten und Kommissionsmitglieder der staatlichen Abschlussprüfungen an Oberschulen:

· interne Kommissionsmitglieder: 172,00 €

· Präsident und externe Kommissionsmitglieder:

· 172,00 €, wenn sie an ihrem Dienstsitz oder Wohnsitz ernannt worden sind

· 277,00 €, wenn sie außerhalb ihres Dienstortes oder ihres Wohnsitzes an einem Prüfungssitz ernannt worden sind, der vom Dienstort oder Wohnsitz bis zu 20 km entfernt ist

· 574,00 €, wenn sie außerhalb ihres Dienstortes oder ihres Wohnsitzes an einem Prüfungssitz ernannt worden sind, der vom Dienstort oder Wohnsitz mehr als 20 km und bis zu 50 km entfernt ist

· 916,00 €, wenn sie außerhalb ihres Dienstortes oder ihres Wohnsitzes an einem Prüfungssitz ernannt worden sind, der vom Dienstort oder Wohnsitz mehr als 50 km und bis zu 85 km entfernt ist

· 1.942,00 €, wenn sie außerhalb ihres Dienstortes oder ihres Wohnsitzes an einem Prüfungssitz ernannt worden sind, der vom Dienstort oder Wohnsitz mehr als 85 km entfernt ist

· 2.289,00 €, wenn sie den Dienstort oder Wohnsitz außerhalb der Region Trentino-Südtirol haben und dieser nicht mehr als 400 km vom Prüfungssitz entfernt ist

· 2.689,00 €, wenn sie den Dienstort oder Wohnsitz außerhalb der Region Trentino-Südtirol haben und dieser mehr als 400 km vom Prüfungssitz entfernt ist.

c) Prüfungsvergütung an die Präsidenten der staatlichen Abschlussprüfung an der Mittelschule:

· 43,50 € für jeden Tag, an dem sie in der Kommission mitgearbeitet haben; für jeden zusätzlichen Prüfungssitz wird der Tagessatz um je 50 % erhöht. Den internen Kommissionsmitgliedern steht keine Vergütung zu.
11. Sitzungsgelder

	§ Rechtsquellen:
	Landesgesetz Nr. 6 vom 19. März 1991

Beschluss Landesregierung Nr. 1128 vom 27.04.2009


Mitgliedern von Kommissionen, Beiräten, Komitees, Arbeitsgruppen, die bei der Landesverwaltung oder bei selbst verwalteten, jedoch von der Landesverwaltung abhängigen Betrieben und Einrichtungen eingesetzt sind, steht eine Vergütung pro Sitzungsstunde zu. Dieses Sitzungsgeld steht auch Lehrpersonen zu, natürlich nur für entsprechende Tätigkeiten außerhalb der Schule.
Die Mitglieder der Kommissionen mit nach außen hin wirksamer Tätigkeit erhalten eine Pauschalvergütung von 33,99 € je Stunde, bei Kommissionen hingegen mit verwaltungsintern bedeutsamer Tätigkeit werden für die ersten zwei Sitzungsstunden 25,49 € und für jede weitere Sitzungsstunde 10,18 € ausbezahlt.
12. Leistungsprämien

	§ Rechtsquellen:
	Art. 27 ET LKV vom 23. April 2003

Art. 9 LKV vom 8. Oktober 2008


In den letzten Jahren hat sich auch im öffentlichen Bereich die Tendenz durchgesetzt, zumindest einen Teil der Entlohnung nicht mehr fix (nach dem „Gießkannenprinzip“) an alle Bediensteten auszuzahlen, sondern variabel an die effektive individuelle Leistung zu binden. 

Im Schulbereich ist dazu erstmals im Schuljahr 2000/2001 ein eigener Fonds eingerichtet worden mit dem Ziel, den besonderen Einsatz des Personals für die Umsetzung der Schulautonomie und die anderen Innovationsprozesse in der Schule anzuerkennen. Der Fonds hat ein beschränktes Ausmaß und belief sich ursprünglich auf 2,8% der Haushaltsmittel des entsprechenden Ausgabenkapitels. Ein Teil davon wird allen Lehrern/innen mit Anrecht auf das Sommergehalt als fixe monatliche individuelle Zusatzvergütung vorgeschossen (Jahresbruttobetrag: 594,96 €), während der Rest als Leistungsprämie ausbezahlt wird. 

Für das Schuljahr 2008/2009 stand ein Gesamtfonds von 4.632.000,00 € zur Verfügung, der anhand des tatsächlichen Plansolls an die einzelnen Schulen aufgeteilt wurde. Pro Stelle wurde ein Betrag von 598,00 € zugeteilt. Der zugeteilte Fonds steht der Schule für die Aufteilung der individuellen Prämien zur Verfügung, wobei der Höchstbetrag von 1.400,00 € je Lehrer/in nicht überschritten werden darf. 

Außerdem steht ein Fonds in Höhe von zusätzlichen 200.000,00 € für die Förderung des Englischunterrichts an den Grundschulen zur Verfügung, der den Englischlehrern/innen zugute kommt.

Die Kriterien für die Aufteilung der Prämien werden jährlich in einem dezentralen Kollektivvertrag auf der Ebene der drei Schulämter mit den Gewerkschaften festgelegt. Die Leistungsprämie kann bei ungenügend erbrachter Leistung oder falls Disziplinarmaßnahmen verhängt wurden, verweigert oder gekürzt werden. 

13. Vergütung für Unterrichtstätigkeit in Aus- und Weiterbildungskursen

	§ Rechtsquellen:
	Beschluss Landesregierung Nr. 3025 vom 10.09.2007


Im Bereich der Vergütungen für Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen gibt es eine einheitliche Regelung für das Lehrpersonal der Landesschulen und jenes der Grund-, Mittel- und Oberschulen. Da diese Tätigkeit und die Vorbereitung dafür nicht in der Dienstzeit erfolgen kann, sind für das Lehrpersonal im Unterschied zum restlichen Landespersonal mit Beschluss der Landesregierung eigene Vergütungen festgelegt worden: 

a) für Weiterbildung  für  Jugendliche  und   Aus- und Weiterbildung für Erwachsene: 

- je Stunde bis zu € 50,00;
- für den ganzen Tag bis zu € 350,00;

b) für fachspezifische Aus- und Weiterbildung (z.B. Lehrer referiert für Lehrer/innen):  
- je Stunde bis zu € 62,00;
- für den ganzen Tag bis zu € 430,00.

c) für andere Funktionen (z.B. Tutoring, Moderation, Grupppenleitung u.ä.):
· je Stunde bis zu € 25,00.
Für die Ausbildung von Schülern und Lehrlingen steht der geltende Satz für Unterrichtsüber-stunden zu, bei Kursleitung kann jener für Verwaltungsüberstunden bezahlt werden.
Die angeführten Höchstbeträge können in der Regel nur bei sich nicht wiederholenden Tätigkeiten gewährt werden, welche außerdem eine komplexe Vorbereitung erfordern.

14. Zulagen für das abgeordnete Lehrpersonal
	§ Rechtsquellen:
	Art. 7 LKV vom 6. Oktober 2006

LKV vom 8. August 2007


Dem Lehrpersonal, das als Evaluationsexperte an die Dienststelle für Evaluation abgeordnet ist, steht für die Dauer der Abordnung eine jährliche Aufgabenzulage von 12.000,00 € brutto zu.

Das Lehrpersonal, das für mindestens ein ganzes Schuljahr zum Land oder zu Körperschaften des Landes abgeordnet bzw. der Schulverwaltung (Schulamt) oder dem pädagogischen Institut zur Verfügung gestellt wird, steht für die gesamte Dauer der Abordnung eine jährliche Aufgabenzulage von mindestens 2.000,00 € brutto und nicht mehr als 4.500,00 € brutto zu. Im effektiv festgelegten Betrag ist die jährliche Leistungsprämie enthalten. Dem abgeordneten Personal steht außerdem für die gesamte Dauer der Abordnung eine pauschale Fahrtkostenvergütung für die Verlegung des Dienstsitzes von der Schule, an welcher das Personal die Planstelle hat, an den Ort der Abordnung im Ausmaß von höchstens 3.000,00 € jährlich zu. Das effektive Ausmaß der Vergütung hängt von der Entfernung zwischen der Schule, an welcher das Personal die Planstelle hat, bzw. dem Wohnort, falls näher, und dem Ort der Abordnung sowie von den Angeboten an öffentlichen Verkehrsmitteln ab.
15. Staatliche Lehrberufszulage – Auswirkungen auf Abfertigungsbeiträge
	§ Rechtsquellen:
	Staatliches Rahmenabkommen vom 29. Juli 1999 zur Bemessungsgrundlage für die Abfertigung

Art. 83 GSKV vom 29. November 2007

Art. 4 LKV vom 8. August 2007


Das Lehrpersonal auf Staatsebene erhält als Zusatzvergütung die sog. „retribuzione professionale docenti“ (Lehrberufszulage). Diese Zulage wird an das Lehrpersonal in Südtirol nicht ausbezahlt, da hier bereits seit 01.04.1998 die wesentlich höhere Landeszulage vergütet wird. Der Staat hat mit Kollektivvertrag diese Zulage in die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Abfertigung aufgenommen. Damit also die Lehrer/innen in Südtirol keinen Nachteil gegenüber den Kollegen/innen auf Staatsebene haben, werden ab 01.01.2007 auf jenen Teil der Landeszulage, der dem staatlichen Zusatzlohnelement der Lehrberufszulage entspricht, die Abfertigungsbeiträge (5,68% zu Lasten des Landes, 2,00% zu Lasten des Bediensteten) berechnet und eingezahlt. Von dieser Regelung sind folgende Lehrer/innen betroffen:

· alle mit befristetem Arbeitsvertrag

· alle, die nach dem 31.12.2000 in die Stammrolle aufgenommen worden sind

· alle, die dem Zusatzrentenfonds beigetreten sind und mit dem Beitritt für die TFR-Regelung optieren mussten.

Hier nun die aktuellen Beträge:

	Gehaltspos. Staat
	Jahresbetrag (*)
	jährliche Abfertigungsbeiträge (TFR)

	
	
	2% zu Lasten Bedienstete/r
	5,68% zu Lasten Land

	0-2
	1.968,00
	39,36
	111,78

	3-8
	
	
	

	9-14
	
	
	

	15-20
	2.424,00
	48,48
	137,68

	21-27
	
	
	

	28-34
	3.090,00
	61,80
	175,51

	ab 35
	
	
	

	(*) Teil der Landeszulage, auf den rückwirkend ab 01.01.2007 die Abfertigungsbeiträge berechnet und 
       überwiesen werden.


Das Lehrpersonal mit Dienstsitz in Südtirol, das ins Ausland abkommandiert ist, erhält für die Dauer der Abordnung anstelle der Landeszulage die oben angeführte staatliche Zusatzvergütung.

16. Sommergehalt für das befristete Lehrpersonal
	§ Rechtsquelle:
	Artikel 28 ET LKV vom 23. April 2003


Dem Lehrpersonal mit zeitlich befristetem Arbeitsvertrag (zeitweilige Supplenten bis Unterrichtsende bzw. Ende der didaktischen Tätigkeit und zeitweilige Supplenten als Ersatz für abwesendes Personal) steht die Besoldung auch für die Zeit nach Unterrichtsende bzw. nach Ende der didaktischen Tätigkeiten und während der Sommerferien zu, falls 3 Bedingungen erfüllt werden:

1) eine Dienstdauer, auch unterbrochen, im Laufe des Schuljahres von nicht weniger als 210 Tagen;

2) ein Dienst am Ende der Unterrichtstätigkeit

3) die Teilnahme, falls vorgesehen, an den staatlichen Abschlussprüfungen. 

Dank dieser Bestimmung wird in Südtirol einem Großteil der über 3.000 Supplenten/innen ein Gehalt für die gesamte Dauer des Schuljahres garantiert, während auf Staatsebene  für dieses Personal nur die effektiv notwendige Zeit laut Arbeitsvertrag bezahlt wird, ohne jegliche Bezahlung über den Sommer.

17. Familiengeld

	§ Rechtsquellen:
	Art. 2 Gesetzesdekret vom 13.03.1988, Nr. 69, umgewandelt in das Gesetz vom 13.05.1988, Nr. 153

Artikel 1, Absatz 11, und die Anlage 1, Staatsgesetz vom 27.12.2006, Nr. 296


Dem Lehrpersonal steht wie dem restlichen Personal in öffentlichen und privaten Bereich ein Familiengeld zu, soweit die dafür vorgesehenen Voraussetzungen bestehen. Um das Familiengeld muss jährlich angesucht werden. Es wird jeweils für den Zeitraum 1. Juli bis 30. Juni des darauf folgenden Jahres zuerkannt und die Höhe des Familiengeldes hängt in erster Linie von der Anzahl der Familienmitglieder und dem Familieneinkommen ab.

	In der Folge wird an die wichtigsten Bestimmungen dieses Sachbereiches erinnert.

	1. Familienzusammensetzung

	1.1
Für die Gewährung des Familiengeldes gilt folgende Familienzusammensetzung:

	a) der Antragsteller/die Antragstellerin;

	b)
der Ehepartner, sofern er nicht gesetzlich und tatsächlich getrennt ist;

	c)
die Kinder und die diesen gemäß Art. 38 des D.P.R. vom 26.04.1957, Nr. 818, gleichgestellten Personen (eheliche, anerkannte, Adoptivkinder, an Kindesstatt angenommene, uneheliche und in Folge als eheliche anerkannte oder gerichtlich zuerkannte Kinder, Kinder des Ehepartners aus einer früheren Ehe, von der zuständigen Behörde ordnungsgemäß anvertraute Minderjährige, sowie zu Lasten lebende Enkelkinder – auch wenn sie nicht formell anvertraut wurden [Urteil des Verfassungsgerichtes Nr. 180 vom 12-20.5.1999]), welche das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben;

	d)
die volljährigen Kinder und die diesen gemäß genanntem Art. 38 gleichgestellten, welche wegen körperlicher bzw. psychischer Krankheiten oder Gebrechen vollständig und dauernd erwerbsunfähig sind;

	e)
unter denselben Bedingungen wie sie für die Kinder und gleichgestellten Familienmitglieder vorgesehen sind, können der Familiengemeinschaft auch Brüder, Schwestern, Enkel unter 18 Jahren bzw. ohne Altersgrenze angehören, sofern sie wegen körperlicher oder psychischer Krankheiten oder Gebrechen vollständig und dauernd erwerbsunfähig sind, vorausgesetzt, dass sie Vollwaisen sind und kein Anrecht auf Hinterbliebenenrente haben.

	1.2
Der Ehepartner, die minderjährigen und die volljährigen Kinder mit Gebrechen und die diesen gleichgestellten Personen werden zur Familie des Antragstellers gerechnet, auch wenn sie weder zu seinen Lasten sind noch im gemeinsamen Haushalt leben.

	1.3
Folgende Personen werden also nicht zur Familie gerechnet, auch wenn sie zu Lasten sind: der gerichtlich und tatsächlich getrennte Ehepartner; die arbeitsfähigen volljährigen Kinder, auch wenn sie Lehrlinge oder Studenten sind; die Eltern des Antragstellers; vgl. aber die folgende Ausnahmeregelung.

	1.4.
Neu ist seit dem 1.1.2007, dass bei Familien mit mehr als drei Kindern (oder gleichgestellten), die das 26. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bei der Bemessung des Familiengeldes auch die volljährigen Kinder vom 18. bis zum nicht vollendeten 21. Lebensjahr zur Familie gerechnet werden, vorausgesetzt, dass sie Studenten oder Lehrlinge sind (vgl. Art. 1, Abs. 11, Buchstabe d) des genannten Gesetztes Nr. 296 von 2006).
In diesem Fall ist auch das Einkommen der 18- bis 21-Jährigen zu berücksichtigen.

	2. Familieneinkommen

	Das Familieneinkommen besteht aus der Summe der Einkommen des Antragstellers und der anderen zur Familie gerechneten Personen (vgl. den obigen Abschnitt 1 zur Familienzusammensetzung).

	Zur Bildung des Familieneinkommens tragen alle einkommenssteuerpflichtigen Einkommen bei, einschließlich der getrennt besteuerten Einkommen, sowie die Einkommen jeglicher Art, inbegriffen die steuerfreien oder quellen- bzw. ersatzbesteuerten Einkommen, sofern letztere mehr als 1.032,91 € ausmachen.

	Die wie auch immer bezeichneten Abfertigungen, die Abfertigungsanzahlungen und das Familiengeld werden nicht zum Familieneinkommen gerechnet. Die vom Unfallinstitut INAIL ausgezahlten Leibrenten gelten ebenfalls nicht als Einkommen und werden daher auch nicht zu den steuerfreien Einkommen gezählt.

	Kein Familiengeld steht zu, wenn die Summe der Lohneinkommen, der Renten und anderer Fürsorgeleistungen, die aus lohnabhängiger Tätigkeit herrühren, bezogen auf das gesamte Familieneinkommen, weniger als 70% desselben ausmacht.

	3.
Bezugszeitraum des Familieneinkommens

	Die geltende Regelung sieht vor, dass für die Zuerkennung des Familiengeldes auf die Summe aller Einkommen der Familienmitglieder aus dem Kalenderjahr vor dem 1. Juli eines jeden Jahres Bezug genommen werden muss. Dieses Einkommen gilt bis zum 30. Juni des darauf folgenden Jahres.

	Für den Zeitraum vom 1. Juli 2009 bis 30. Juni 2010 gelten somit die Einkommen aus dem Steuerjahr 2008.

	4. 
Einkommensstufen und Ausmaß des Familiengeldes

	Das Ausmaß des Familiengeldes ist an die Einkommensstufen, an die Anzahl der Familienmitglieder und an die Art der Familienzusammensetzung gebunden (vgl. die beigeschlossenen Tabellen).

	Das genannte Gesetz Nr. 296 von 2006 hat dem NISF die Aufgabe übertragen, auf der Grundlage der gesetzlichen Vorgaben die entsprechenden Tabellen zu erstellen (vgl. Art. 1, Abs. 11, Buchstabe a) des Gesetzes).

Zwecks Vereinfachung und besserer Vergleichbarkeit werden daher vollinhaltlich die vom NISF erstellten Tabellen verwendet bzw. es wird auf sie verwiesen.

	5.
Dokumentation

	Bestimmte Umstände geben Anrecht auf erhöhtes Familiengeld und müssen gleichzeitig mit dem Antrag um Familiengeld gebührend belegt werden, es sei denn, die entsprechenden Unterlagen sind im Personalfaszikel enthalten (in diesem Fall ist ausdrücklich auf diesen Umstand hinzuweisen).

	Solche Umstände sind: Trennung, Scheidung, Verlassensein; gänzliche und dauernde Erwerbsunfähigkeit; schwere Behinderung eines minderjährigen Kindes, wodurch es dauerhaft außerstande ist, die altersgemäßen Aufgaben und Obliegenheiten auszuüben; für 18 bis 21 jährige Familienmitglieder: Student (staatliche oder staatlich anerkannte Oberschule oder Universität) oder Lehre [vgl. oben 1.4].


Die Beträge für das Familiengeld entnimmt man am besten der Homepage des Gehaltsamtes:
www.provinz.bz.it/personal/[image: image1.png]
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